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Birnstock: Regierung schiebt Verantwortung für Umsetzung des
Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung von sich

Statt endlich mit den notwendigen Vorbereitungen für den Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung zu
beginnen, reicht die Landesregierung den schwarzen Peter an Kommunen und Träger weiter.

Die Stellungnahme der Landesregierung auf eine parlamentarische Initiative der FDP/DVP-Fraktion zur
Gewährleistung des Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung in Grundschulen (Drucksache 17/5293)
kommentiert der Sprecher für Ganztag der FDP/DVP-Fraktion, Dennis Birnstock, wie folgt:

 

„Der Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung in Grundschulen ab 2026 rückt immer näher – doch anstatt
sich um eine angemessene Planung zu kümmern, schiebt die grün-schwarze Landesregierung lieber
vorsorglich jegliche Verantwortung von sich. So seien die Träger nicht nur dafür zuständig den
Rechtsanspruch umzusetzen, sie seien auch verantwortlich für Art und Umfang der angebotenen
Betreuungsangebote und den Einbezug außerschulischer Akteure. Für einen einheitlichen und für alle
Betreuungsangebote gültigen Qualitätsstandard sieht die grün-schwarze Landesregierung keine
Notwendigkeit und verweist auch hier auf die Träger. Konkrete Vorschläge, wie der Rechtsanspruch auf
Ganztagsbetreuung angesichts des Mangels an pädagogischen Fach- und Lehrkräften überhaupt
gewährleistet werden soll, bleibt Kultusministerin Schopper ebenso schuldig wie das Vorlegen eines
konkreten Zeit- und Maßnahmenplans. Statt endlich das Steuer in die Hand zu nehmen, scheint die grün-
geführte Landesregierung lieber den Kopf in den Sand zu stecken und den schwarzen Peter an die
Kommunen und Träger weiterreichen zu wollen.

 

Ich fordere die Landesregierung und insbesondere Kultusministerin Theresa Schopper daher dringend
auf, endlich Verantwortung zu übernehmen und einen konkreten Fahrplan sowie eine sinnvolle
Gesamtstrategie vorzulegen. Ansonsten droht der Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung ein Debakel
zu werden – zu Lasten der Kinder, Eltern und pädagogischen Fach- und Lehrkräfte.“


